
Anlage 5 
Mitwirkungspflichten der Verkehrsunternehmen bei der Berechnung von 

Ausgleichsleistungen für Anerkennung des Deutschlandtickets 

 
1. Die Verkehrsunternehmen sind im Zusammenhang mit der Anerkennung des 

Deutschlandtickets berechtigt und verpflichtet, an der bundesweit abgestimmten 
Einnahmeaufteilung für das Deutschlandticket für das Jahr 2023 teilzunehmen, die hierfür 
erforderlichen Daten bereitzustellen, bestehende Einnahmenansprüche vollumfänglich 
geltend zu machen und ggf. diese Ansprüche überschießende Einnahmen abzugeben. 

2. Die Verkehrsunternehmen tragen die Darlegungs- und Nachweispflicht für sämtliche 
Voraussetzungen und Anforderungen an die Gewährung der Ausgleichsleistungen. Sie 
sind verpflichtet, sämtliche für die Berechnung der Ausgleichsleistungen erforderlichen 
Angaben vollständig und wahrheitsgemäß zu machen. 

3. Den Verkehrsunternehmen werden auf Antrag Abschlagszahlungen gewährt. Dem Antrag 
sind nachvollziehbare Prognosen der Mindereinnahmen in dem/den betreffenden 
Monat(en) beizufügen. 

4. Vorzulegen sind für das Jahr 2019 sowie für das jeweils abzurechnende Jahr bis zum 
10.03. des zweiten dem abzurechnenden Jahr folgenden Kalenderjahres:  

a) vollständige Angaben über die durch das Verkehrsunternehmen verkauften oder dem 
Unternehmen zugeschiedenen Tarife und Tickets (kassentechnische Einnahmen) 
jeweils differenziert nach Kalendermonaten und Kalenderjahr und allen Tarifsorten 
einschließlich der Höhe der Tarife und der Stückzahlen jeweils für die Tarife, die das 
Verkehrsunternehmen anwendet 

b) vollständige Angaben über die durch das Verkehrsunternehmen erzielten 
Tarifeinnahmen differenziert nach Kalendermonaten und Kalenderjahr und allen 
Tarifsorten einschließlich der Höhe der Tarife und der Stückzahlen jeweils für die 
Tarife, die das Verkehrsunternehmen anwendet oder anerkennt; maßgeblich sind bei 
Gemeinschaftstarifen, vorbehaltlich der nachfolgenden Regelung, die endgültigen 
Ansprüche des Verkehrsunternehmens nach Maßgabe der Einnahmenaufteilungen  

c) soweit das endgültige Ergebnis der jeweiligen Einnahmenaufteilung bis zum 10.03. des 
dem abzurechnenden zweiten Jahr folgenden Kalenderjahres nicht vorliegt, wird der 
zu diesem Zeitpunkt letztverfügbare Stand der Einnahmenaufteilung zugrunde gelegt; 
eine spätere Korrektur findet nicht statt 

d) die jeweils maßgeblichen Regelungen und/oder Vereinbarungen zur Durchführung der 
Einnahmenaufteilung für die Tarife, die das Verkehrsunternehmen anwendet oder 
anerkennt 

e) die jeweils maßgeblichen Regelungen und/oder Vereinbarungen zur Durchführung der 
Einnahmenaufteilung 

f) Nachweise über die erzielten Einnahmen sowie zur Einnahmenaufteilung bei 
Gemeinschaftstarifen.  

g) Nachweis über weitere Tarifvorgaben und deren tarifliche Auswirkungen 
(Mindereinnahmen) einschließlich der hierfür gewährten Ausgleichsleistungen; diese 
sind von den tariflichen Auswirkungen (Mindereinnahmen) des Deutschlandtickets und 
den hierfür gewährten Ausgleichsleistungen nachvollziehbar abzugrenzen, sodass ein 
doppelter Ausgleich ausgeschlossen ist  

5. Die endgültige Ermittlung der Ausgleichsleistungen erfolgt unter Berücksichtigung der 
geleisteten Abschlagszahlungen. Festgestellte Überzahlungen sind zurück zu erstatten. 

 


